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Mitteilung des Senats 
an die Bremische Stadtbürgerschaft 
vom 22. November 2022 
 
 
Änderung des Ortsgesetzes zur Aufnahme von Kindern in Tageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege in der Stadtgemeinde Bremen (BremAOG) 
 
 
Der Senat überreicht der Bremischen Stadtbürgerschaft den Entwurf zur Änderung des 
„Ortsgesetz zur Aufnahme von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege der 
Stadtgemeinde Bremen“ (BremAOG) mit der Bitte um Beschlussfassung noch in 2022.  
 
Das Ortsgesetz zur Aufnahme von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege 
der Stadtgemeinde Bremen (BremAOG) soll angepasst werden, um für das sog. „Brücken-
jahr“ die prioritäre Aufnahme von Vorschulkindern mit festgestelltem Sprachförderbedarf so-
wie auch von Vorschulkindern insgesamt sicherzustellen bzw. zu verbessern. Darüber hin-
aus bestehen weitere fachliche sowie redaktionelle Anpassungsbedarfe.  
 
Die Deputation für Kinder und Bildung (städtisch) hat den Entwurf am 09.11.2022 zur Kennt-
nis genommen und der Änderung des Ortsgesetzes zur Aufnahme von Kindern in Tagesein-
richtungen und in Kindertagespflege der Stadtgemeinde Bremen zugestimmt. Der Jugendhil-
feausschuss hat die Vorlage mit der Beschlussempfehlung, die Vorlage zur Kenntnis zu neh-
men und der Änderung des Ortsgesetzes zur Aufnahme von Kindern in Tageseinrichtungen 
und in Kindertagespflege der Stadtgemeinde Bremen zuzustimmen, in seiner Sitzung am 
04.11.2022 erörtert. Änderungsbedarfe oder –wünsche an dem Entwurf wurden nicht vorge-
tragen. Die formale Beschlussfassung erfolgt im anschließenden Umlaufverfahren. Der Ent-
wurf soll nunmehr abschließend vom Senat beschlossen und der Bremischen Bürgerschaft 
(Stadtbürgerschaft) mit der Bitte um Befassung noch in 2022 zugeleitet werden. 
 
Die Änderungsbedarfe betreffen insbesondere folgende Aspekte:  
 
1. Vorschulkinder mit und ohne Sprachförderbedarf / Entscheidungskriterien für die Auf-
nahme von Kindern (§ 6 BremAOG): 
Wenn in einer Einrichtung mehr Anmeldungen vorliegen als freie Plätze vorhanden sind, sol-
len Vorschulkinder mit festgestelltem Sprachförderbedarf künftig bei der Aufnahmeentschei-
dung mit oberster Priorität berücksichtigt werden. Sie sollen daher auf gleicher Stufe wie Kin-
der mit sog. „AfSD-Bescheinigung“ (Familien mit Hilfen zur Erziehung) berücksichtigt werden. 
Hintergrund ist, dass die Sprachförderung im Rahmen eines regelmäßigen Kita-Besuchs be-
sonders auch über die Möglichkeit der alltagsintegrierten Sprachförderung sehr gute Rah-
menbedingungen bietet. Aufgrund der herausragenden Bedeutung der Sprachkompetenz für 
einen guten Einstieg in die Schullaufbahn und für die Bildungsbiographie insgesamt soll die 
Aufnahme oberste Priorität haben. So können im Jahr vor der Einschulung wichtige sprachli-
che Grundlagenkompetenzen erlernt werden. 
 
Auf zweiter Stufe sollen dann alle übrigen Vorschulkinder aufgenommen werden, wobei auch 
sog. „Kann-Kinder“ im Sinne von § 53 Abs. 2 BremSchulG berücksichtigt werden (d. h. Kin-
der die in der Zeit vom 01.07.bis zum 30.9. des Kindergartenjahres, für das die Anmeldung 
erfolgt, 5 Jahre alt werden und nur auf Antrag der Eltern zum darauffolgenden Schuljahr 
schulpflichtig werden) berücksichtigt werden.  
Auch für Kinder ohne festgestellten Sprachförderbedarf bietet die Möglichkeit, mindestens für 
ein Jahr vor der Einschulung im Rahmen eines Angebots der Kindertagesbetreuung struktu-
rierte Gruppenerfahrungen sammeln zu können, eine wichtige, für den Einstieg in die Schul-
laufbahn besonders hilfreiche Grundlage. 
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Auf dritter Stufe folgt dann eine Anwendung der weiteren bereits geregelten Kriterien wie Ge-
schwisterkind, Wohnortnähe etc.  
 
2. Schließzeiten (§ 9 Abs. 1 S. 2 BremAOG):  
Bisher sind maximal 20 Schließtage vorgesehen, die in den Schulferien liegen müssen. Für 
Qualitätsentwicklung, Teamtage etc. wird auch bislang bereits eine Schließung von zwei wei-
teren Tagen je Kindergartenjahr zugelassen. Dies soll nun auch explizit in der ortsgesetzli-
chen Regelung abgebildet werden.  
 
Gesundheitsschutz (§ 7 BremAOG):  
Zur Klarstellung soll informatorisch die sich bereits aus Bundesrecht ergebende Verpflich-
tung zum Masernimpfschutz und zum Impfberatungsnachweis vor der Aufnahme in eine Ta-
geseinrichtung oder Kindertagespflegestelle benannt werden.  
 
Diskriminierungsverbot von Menschen mit Behinderung (§ 5 Abs. 7 BremAOG) 
Bislang war die Behinderung in der Aufzählung nicht benannt. Dies wird nun entsprechend 
ergänzt und die Regelung insoweit u. a. an Bundesrecht angeglichen (vgl. § 33 c SGB I so-
wie auch Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG).   
 
Die Umsetzung neuer rechtlicher Anforderungen erfordert eine Anpassung der eingesetzten 
Kita-Software. Die erforderlichen Anpassungen der Software werden im Rahmen laufender 
Lizenzvereinbarungen herstellerseitig vorgenommen. Es wird von Mittelbedarfen in Höhe von 
schätzungsweise 5.000 € ausgegangen, die voraussichtlich in 2022 und 2023 entstehen. Die 
anfallenden Kosten werden innerhalb des Produktplans 21, Kinder und Bildung, finanziert. 

Als Anlage sind der Gesetzentwurf mit Begründung sowie Synopse beigefügt. 
 
 
 
Beschlussempfehlung: 
 
Die Bremische Stadtbürgerschaft beschließt den anliegenden Entwurf zur Änderung des 
Ortsgesetzes zur Aufnahme von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege in 
der Stadtgemeinde Bremen (BremAOG) 
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Zweites Ortsgesetz zur Änderung des Aufnahmeortsgesetzes  

Der Senat verkündet das nachstehende, von der Stadtbürgerschaft beschlossene 
Ortsgesetz:  

Artikel 1 

Das Aufnahmeortsgesetz vom 28. Januar 2014 (Brem.GBl. S. 90 — 2160-d-10), 
das zuletzt durch das Ortsgesetz vom 22. Dezember 2020 (Brem.GBl. S. 1691) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 11 wird wie folgt gefasst: 

„§ 11  Modellvorhaben“. 

b) Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst: 

„§ 12 Inkrafttreten, Außerkrafttreten“. 

c) Die Angabe zu § 13 wird gestrichen. 

2. § 4 wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „folgendem“ durch das Wort „folgenden“ 
ersetzt.  

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird aufgehoben. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Der Betreuungsumfang wird entsprechend Absatz 4 bedarfsgerecht 
festgelegt.“ 

b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Lebt das Kind mit nur einer oder einem Erziehungsberechtigten zusammen, 
so tritt diese Person an die Stelle der Erziehungsberechtigten.“ 

c) Dem Absatz 5 werden folgende Sätze angefügt: 

„Dabei sind zunächst die Kinder mit den in den Absätzen 2 und 3 genannten 
Rechtsansprüchen zu berücksichtigen. Für die Anwendung der Aufnahme-
kriterien entwickelt die Senatorin für Kinder und Bildung in Abstimmung mit 
den freien Trägern einen Handlungsleitfaden.“ 
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d) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) Die Aufnahme eines Kindes in eine durch die Stadtgemeinde Bremen 
geförderte Kindertageseinrichtung oder Kindertagespflegestelle darf nicht 
aus Gründen seiner Herkunft, seiner Nationalität, konfessionellen oder welt-
anschaulichen Überzeugung, aus ethnischen Gründen oder aufgrund seiner 
Behinderung verweigert werden.“ 

4. § 6 wird wie folgt gefasst: 

„§ 6 

Auswahlkriterien 

(1) Sofern für die Entscheidung über die Aufnahme von Kindern in eine Tages-
einrichtung oder in Kindertagespflege nach § 5 eine Auswahl zu treffen ist, gelten 
nachfolgende Regelungen: 

1. Zuerst werden Kinder aufgenommen, die mindestens eine der folgenden 
Voraussetzungen erfüllen: 

a) Das Amt für Soziale Dienste bestätigt, dass die Betreuung des Kindes 
im Sinne des § 24 Absatz 1 Nummer 1 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch für seine Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist. 

b) Das Kind hat einen festgestellten Sprachförderbedarf im Sinne des 
§ 36 Absatz2 des Bremischen Schulgesetzes; 

2. anschließend werden Kinder aufgenommen die bis zum 30. September 
des Kindergartenjahres, für das die Anmeldung erfolgt, fünf Jahre alt 
werden; 

3. im Übrigen richtet sich die Aufnahme nach folgenden gleichrangigen 
Kriterien: 

a) die Tageseinrichtung oder die Kindertagespflegestelle befindet sich in 
Wohnortnähe des Kindes oder in der Nähe des Arbeitsplatzes einer 
oder eines Erziehungsberechtigten; 

b) das Kind hat Geschwister, die diese Tageseinrichtung oder Kinder-
tagespflegestelle besuchen; 

c) die Erziehungsberechtigten gehen einer Erwerbstätigkeit nach, 
nehmen diese auf, sind arbeitssuchend, befinden sich in einer beruf-
lichen Bildungsmaßnahme, in Schul- oder Hochschulausbildung oder 
erhalten Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch; 

d) das Kind lebt nur mit einem oder einer Erziehungsberechtigten zusam-
men, der oder die die Voraussetzungen nach Nummer 3 erfüllt; 
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e) die Personensorgeberechtigten begründen die Auswahl einer Tages-
einrichtung mit der besonderen fachlichen, weltanschaulichen oder 
religiösen Konzeption der Einrichtung. 

(2) Erfüllt ein Kind beide Voraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 1, ist 
dieses Kind vorrangig gegenüber einem Kind aufzunehmen, welches nur eine 
Voraussetzung erfüllt. Erfüllt ein Kind mehrere Kriterien des Absatzes 1 
Nummer 3, ist dieses Kind bevorzugt vor einem Kind aufzunehmen, welches 
weniger Kriterien erfüllt. Erfüllen mehrere Kinder gleich viele Kriterien oder sind 
sonst nach Absatz 1 Nummer 1 oder 2 gleichrangig aufzunehmen, ist über die 
Aufnahme nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden. 

(3) Für die Aufnahme von Schulkindern gelten abweichend von Absatz 1 bis 4 
folgende Kriterien: 

1. Vorrangig aufzunehmen sind Kinder, für die das Amt für Soziale Dienste 
bestätigt, dass die Betreuung des Kindes im Sinne des § 24 Absatz 1 
Nummer 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch für seine Entwicklung zu 
einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit 
geboten ist. 

2. Im Übrigen haben Kinder Vorrang, wenn deren Erziehungsberechtigte 
einer Erwerbstätigkeit nachgehen, diese aufnehmen, arbeitssuchend sind, 
sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in Schul- oder Hochschul-
ausbildung befinden oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne 
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch erhalten. Von diesen Kindern 
sollen zunächst diejenigen aufgenommen werden, die eine in der Nähe 
liegende Schule besuchen. 

3. Handelt es sich aufgrund der konzeptionellen Ausrichtung um ein Angebot 
mit stadtweitem Einzugsbereich, kann mit Zustimmung der Senatorin für 
Kinder und Bildung auf den Vorrang der Schulnähe nach Nummer 2 
Satz 2 verzichtet werden. 

4. Soweit nach Anwendung der Vorrangregelungen nach Nummer 1 und 2, 
gegebenenfalls unter Berücksichtigung einer Ausnahme nach Nummer 3, 
wegen Gleichrangigkeit noch eine Auswahlentscheidung zu treffen ist, 
sind unter den gleichrangingen Kindern jüngere vor den älteren aufzu-
nehmen. 

(4) Die Aufnahme von Kindern in Tageseinrichtungen von gemeinnützigen 
Elternvereinen darf auch nach Prüfung der Auswahlkriterien nach Absatz 1 oder 
Absatz 3 davon abhängig gemacht werden, ob die jeweiligen Erziehungsberech-
tigten bereit und in der Lage sind, den Elternverein mitzutragen. Dies erfolgt in 
der Regel auf der Basis einer Mitgliedschaft und durch das aktive Eintreten für 
die satzungsgemäßen Ziele des Vereines. 

(5) Für betriebsnahe Angebote der Kindertagesbetreuung kann mit Zustim-
mung der Senatorin für Kinder und Bildung eine abweichende Aufnahme zuge-
lassen werden, wenn die Finanzierung des Angebots im zuvor definierten Platz-
umfang zu einem erheblichen Teil aus Eigenmitteln des kooperierenden Unter-
nehmens erfolgt.“ 
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5. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„(1) Die Senatorin für Kinder und Bildung versendet zeitgleich mit der 
schriftlichen Zusage der Aufnahme eines Kindes den Erziehungsberechtigten 
die vom zuständigen Landesjugendamt und vom Gesundheitsamt herausge-
gebenen Informationen zum Impfschutz und zum Infektionsschutz in 
Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 des Infektionsschutzgesetzes. Die 
hierin beschriebenen Verbote des Besuches von Gemeinschaftseinrich-
tungen für Kinder sind zu beachten. 

(2) Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, vor der Aufnahme ihres 
Kindes in die Tageseinrichtung oder Kindertagespflegestelle einen Nachweis 
über einen Masernimpfschutz im Sinne des § 20 Absatz 9 des Infektions-
schutzgesetzes zu erbringen. Vor der Aufnahme ihres Kindes in eine Tages-
einrichtung sind die Erziehungsberechtigten verpflichtet, einen Nachweis 
über eine erfolgte ärztliche Impfschutzberatung im Sinne des § 34 
Absatz 10a des Infektionsschutzgesetzes vorzulegen. Die Erziehungsberech-
tigten sind verpflichtet, die Tageseinrichtung oder die Kindertagespflegestelle 
bei der Erstaufnahme über ernsthafte, ansteckende Erkrankungen ihres 
Kindes zu informieren, insbesondere, wenn dies im Einzelfall kinderärztlich 
empfohlen wird.“ 

b) Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 3. 

6. In § 9 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „schließen“ die Wörter „, sowie 
weitere zwei Tage zum Zweck der Qualitätsentwicklung und –sicherung“ einge-
fügt. 

7. In § 10 werden die Wörter „mit Hauptwohnsitz“ durch die Wörter „mit gewöhn-
lichem Aufenthalt“ und die Wörter „ihren Hauptwohnsitz“ durch die Wörter „ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt“ ersetzt. 

8. § 11 wird wie folgt gefasst: 

„§ 11 

Modellvorhaben 

Die Senatorin für Kinder und Bildung kann im Rahmen eines Modellversuches 
nach § 16 des Bremischen Tageseinrichtungs- und Kindertagespflegegesetzes 
zur Erprobung von angemesseneren Aufnahme- und Betreuungszeitenmodellen 
für bestimmte Tageseinrichtungen im Einzelnen festgelegte und zeitlich befristete 
Ausnahmen zu den §§ 3 bis 6 und 8 bis 9 in Abstimmung mit dem Träger und 
dem Elternbeirat dieser Tageseinrichtung zulassen.“ 

9. § 12 wird aufgehoben. 

10. Der bisherige § 13 wird zu § 12. 
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Artikel 2 

Dieses Ortsgesetz tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. 
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Änderung des Ortsgesetzes zur Aufnahme von Kindern in Tageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege der Stadtgemeinde Bremen (BremAOG) 

 
Begründung 

 
Stand 21.11.2022 

 
 

A. Allgemeines 
 
Das Ortsgesetz zur Aufnahme von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege der 
Stadtgemeinde Bremen (BremAOG) ist eine kommunale Vorschrift auf Grundlage der 
Ermächtigungen in § 7 Absatz 6 und § 11 Absatz 2 Satz 2 des Bremischen Gesetzes zur 
Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege (Bremisches Tageseinrichtungs- 
und Kindertagespflegegesetz - BremKTG) vom 28.12.2000 (Brem.GBl. 2000, 491). Das Ortsgesetz 
konkretisiert u.a. die in § 11 Absatz 2 Satz 1 BremKTG verankerte Verpflichtung, die 
Aufnahmekriterien, die Aufnahmezeitpunkte, das Anmelde- und Aufnahmeverfahren für die 
einzelnen Angebotsarte und Organisationsformen der Tageseinrichtungen in Abstimmung mit den 
freien Trägern festzulegen.  
 
Die Anpassungsbedarfe ergeben sich zum einen aus der Einführung des sog. Kita-Brückenjahres 
und der damit einhergehenden Zielsetzung der prioritären Aufnahme von Vorschulkindern mit 
festgestelltem Sprachförderbedarf sowie auch einer stärkeren Berücksichtigung von 
Vorschulkindern insgesamt bei der Aufnahme in Angebote der Kindertagesbetreuung bei einer das 
konkrete Platzangebot übersteigenden Nachfrage.  
 
Zum anderen ergeben sich weitere Anpassungsbedarfe durch fachliche Aspekten.  
 
B. Zu den einzelnen Vorschriften 
 
Zu § 4:  
Absatz 1: Korrektur eines Rechtschreibfehlers.  
 
Absatz 3: Der Hinweis auf den Handlungsleitfaden wird in § 5 Abs. 5 Satz 3 verschoben. Zur 
inhaltlichen Abgrenzung zum Ablaufplan nach Absatz 1 soll die Formulierung „zum 
Aufnahmeverfahren“ durch „zur Anwendung der Auswahlkriterien“ ersetzt werden. 
 
Zu § 5:  
Absatz 1 Satz 2: Die sich sprachlich bislang nur auf Kinder unter einem Lebensjahr (U1) 
beziehende Regelung soll sich auf alle Angebotsarten beziehen. Daher erfolgt hier eine Streichung 
mit Verortung der Regelung in Absatz 4 als neuem Satz 3. 
 
Absatz 1 Satz 3: Der Satz soll um den Hinweis „entsprechend Absatz 4“ ergänzt werden, um auch 
für die konkrete Bedarfsbemessung bei U1-Kindern die in Absatz 4 weiter präzisierten Kriterien 
zugrunde zu legen. 
 
Absatz 4 Satz 3: siehe zu § 5 Absatz 1 Satz 2.  
 
Absatz 5 Sätze 2 und 3: Der Absatz soll um einen zweiten Satz ergänzt werden, um die prioritäre 
Erfüllung von Rechtsansprüchen von Kindern über einem Lebensjahr (Ü1) gegenüber U1-Kindern 
klarzustellen. 
Der Absatz soll um einen dritten Satz ergänzt werden, um hier den Hinweis auf den 
Handlungsleitfaden (zuvor § 4 Abs. 3) zu verorten. Zur besseren Abgrenzung zum Ablaufplan wird 
die Formulierung angepasst. 
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Absatz 7: Die bislang nicht genannte Behinderung wird hier mit aufgenommen, die bereits in § 33 c 
SGB I sowie in Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG genannt ist. 
 
Zu § 6:  
Absätze 1 bis 4: Diese werden neu strukturiert.  
Absatz 1:  
Die Priorisierungen werden angepasst und die Absätze 1-4 insgesamt neu strukturiert. Die 
Absätze 5-7 bleiben unverändert, werden jedoch neu nummeriert als Absätze 3-5.  
Die Aufnahme von Kindern soll sich in drei Stufen vollziehen:  
Auf erster Stufe sollen weiterhin Kinder mit sog. AfSD-Bescheinigung aufgenommen werden. 
Diese Stufe wird um die Gruppe der Vorschulkinder mit festgestelltem Sprachförderbedarf nach § 
36 Abs. 2 Bremisches Schulgesetz ergänzt. Hintergrund ist, dass die Sprachförderung im Rahmen 
eines regelmäßigen Kita-Besuchs besonders auch über die Möglichkeit der alltagsintegrierten 
Sprachförderung besonders gute Rahmenbedingungen bietet. Aufgrund der herausragenden 
Bedeutung der Sprachkompetenz für einen guten Einstieg in die Schullaufbahn und für die 
Bildungsbiographie insgesamt soll die Aufnahme oberste Priorität haben. So können im Jahr vor 
der Einschulung wichtige sprachliche Grundlagenkompetenzen erlernt werden. Der bisherige 
Absatz 3 entfällt aufgrund der Neustrukturierung.  
Auf zweiter Stufe sollen alle Vorschulkinder aufgenommen werden. Bei der Definition wurden auch 
die sog. Kann-Kinder entsprechend § 53 Abs. 2 Bremisches Schulgesetz berücksichtigt. Auch für 
Kinder ohne festgestellten Sprachförderbedarf bietet die Möglichkeit, mindestens für ein Jahr vor 
der Einschulung im Rahmen eines Angebots der Kindertagesbetreuung strukturierte 
Gruppenerfahrungen sammeln zu können, eine besonders hilfreiche Grundlage für den Einstieg in 
die Schullaufbahn.  
Auf dritter Stufe sollen die bisherigen weiteren Kriterien Anwendung finden. Da die Vorschulkinder 
bereits auf zweiter Stufe berücksichtigt sind, ist das entsprechende Kriterium auf dritter Stufe zu 
streichen. 
Absatz 2:  
Für alle Stufen wird klargestellt, dass bei Gleichrangigkeit innerhalb einer Stufe die Entscheidung 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu treffen ist. Für Stufe 1 wird zusätzlich geregelt, dass bei 
Erfüllung beider Voraussetzungen (AfSD-Bescheinigung UND Sprachförderbedarf) diese Kinder 
vor Kindern aufgenommen werden sollen, die nur eine der beiden Voraussetzungen auf Stufe 1 
erfüllen. 
Zur Anwendung der Kriterien bzw. Vorrangregelungen sowie zum pflichtgemäßen Ermessen gibt 
der Handlungsleitfaden nach §5 Abs.5 S.3 (neu) eine Hilfestellung und Orientierung. 
Absätze 3 und 4:  
Die bisher in Absatz 3 enthaltene Priorisierung von Kindern mit sog. AfSD-Bescheinigung ist in 
Absatz 1 integriert, so dass Absatz 3 entfällt.  
Das bisher in einem separaten Absatz gefasste Kriterium der Einrichtungskonzeption wird in die 
Kriterien auf dritter Stufe integriert. Der bisherige Absatz 4 entfällt daher. 
 
Absatz 5: Der unveränderte Absatz 5 wird neu nummeriert als Absatz 3. 
 
Absatz 6: Redaktionelle Anpassung aufgrund der Neunummerierung der vorhergehenden Absätze. 
 
Absatz 7: Der unveränderte Absatz 7 wird neu nummeriert als Absatz 5. 
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Zu § 7:  
Absatz 1: Zur Klarstellung soll in den neu gebildeten Absätzen 1 und 2 informatorisch die sich 
bereits aus dem Bundesrecht ergebende Verpflichtung zum Masernimpfschutz und zum 
Impfberatungsnachweis vor der Aufnahme in eine Tageseinrichtung oder Kindertagespflegestelle 
benannt werden.  
 
Absatz 2: Es wird zudem berücksichtigt, dass sich die sich aus § 7 Abs.6 und § 11 Abs.2 
BremKTG ergebende Regelungskompetenz nicht auf z.B. Elternpflichten während des laufenden 
Betriebes erstrecken kann (Abs.2 S.2). 
 
Absatz 3: Wird Absatz 1 Satz 2.  
 
Absatz 4: Wird zu Absatz 3.  
 
Zu § 9:  
Absatz 2 Satz 1: Bisher sind maximal 20 Schließtage vorgesehen, die in den Schulferien liegen 
müssen. Für Qualitätsentwicklung und -sicherung, sog. Teamtage etc. wird auch bislang bereits 
eine Schließung von zwei weiteren Tagen je Kindergartenjahr zugelassen. Dies soll nun auch 
explizit in der ortsgesetzlichen Regelung abgebildet werden. 
 
Zu § 10:  
Sprachliche Anpassung an das Bundesrecht (§ 86 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII): „Gewöhnlicher 
Aufenthalt“ statt bisher „Hauptwohnsitz“.  
Zu § 11:  
Die bisherige Fassung soll präzisiert werden. Modellvorhaben sollen weiter zulässig sein. Dabei 
können diese als gesamte Einrichtung oder auch nur in Teilen, d. h. als z. B. abgrenzbares 
Angebot innerhalb einer Tageseinrichtung, geplant werden. Eine Abstimmung mit den 
Elternvertretungen ist nur möglich, sofern eine Elternvertretung bereits besteht, was bei neuen 
Einrichtungen vor Betriebsaufnahme regelmäßig nicht der Fall ist. 
 
Zu § 12:  
Die Regelung ist schon aufgrund der bestehenden Beitragsfreiheit für Kinder über 3 Lebensjahren 
(Ü3) weitgehend ohne praktische Relevanz. Aufgrund der entweder privatrechtlichen oder 
öffentlich-rechtlichen Natur des Betreuungsverhältnisses und den jeweils geltenden 
Regelungskreisen ist eine Regelung an dieser Stelle ebenfalls nicht angezeigt. Darüber hinaus 
fehlt es an einer Regelungskompetenz. Eine solche ergibt sich gerade nicht aus § 7 Abs. 6 und § 
11 Absatz 2 BremKTG. Die Streichung wird 2022 auch in der Stadtgemeinde Bremerhaven 
vorgenommen, wo bisher eine gleichlautende Regelung bestand. 
 
Zu § 13:  
Unverändert. Neu nummeriert als § 12. 
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Änderung des Ortsgesetzes zur Aufnahme von Kindern in Tageseinrich-
tungen und in Kindertagespflege der Stadtgemeinde Bremen  

(Bremisches Aufnahmeortsgesetz - BremAOG)1 zum 01.01.2023 

 

BremAOG Änderung Hinweis 

§ 1 Zweckbestimmung   

Dieses Ortsgesetz dient der Ausfüh-
rung des § 7 Absatz 6 und des § 11 
Absatz 2 des Bremischen Tagesein-
richtungs- und Kindertagespflegege-
setzes. Es regelt die Aufnahmekrite-
rien, die Aufnahmezeitpunkte und 
das Anmelde- und Aufnahmeverfah-
ren für die einzelnen Angebotsarten 
und Organisationsformen. Ferner re-
gelt es die Öffnungs- und Betreu-
ungszeiten von Tageseinrichtungen 
für Kinder. 

  

§ 2 Geltungs- und Anwendungsbe-
reich 

  

(1) Dieses Ortsgesetz gilt für: Krip-
pen, alterserweiterte Kindergarten-
gruppen, Kleinkindgruppen und 
Spielkreise im Sinne des § 4 des 
Bremischen Tageseinrichtungs- und 
Kindertagespflegegesetzes, Kinder-
gärten im Sinne des § 5 des Bremi-
schen Tageseinrichtungs- und Kin-
dertagespflegegesetzes, Tagesein-
richtungen für Schulkinder im Sinne 
des § 6 des Bremischen Tagesein-
richtungs- und Kindertagespflegege-
setzes und Kindertagespflege im 
Sinne des § 15 des Bremischen Ta-
geseinrichtungs- und Kindertages-
pflegegesetzes. 

 (2) Dieses Ortsgesetz ist auf Tages-
einrichtungen des Eigenbetriebes 
„Kita Bremen“ der Stadtgemeinde 
Bremen, auf Tageseinrichtungen der 
freien Träger in der Stadtgemeinde 
Bremen, die nach § 18 des Bremi-
schen Tageseinrichtungs- und Kin-
dertagespflegegesetzes Zuwendun-
gen für ihre Tageseinrichtungen er-
halten, sowie auf Kindertagespflege-
personen, die für ihre Tätigkeit lau-
fende Geldleistungen gemäß § 23 
Absatz 2 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch beanspruchen können, 
anzuwenden.  

  

§ 3 Anmeldung und Aufnahme   

                                                
1 Vom 28.Januar 2014 (Brem.GBl. S.90), Sa BremR 2160-d-10, zuletzt geändert durch Ortsge-

setz vom 22. Dezember 2020 (Brem.GBl. S.1691). 
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(1) Das Kindergarten- und das Hort-
jahr richten sich nach § 7 Absatz 5 
des Bremischen Tageseinrichtungs- 
und Kindertagespflegegesetzes nach 
den landesrechtlichen Bestimmun-
gen für das Schuljahr. Enden die 
schulischen Sommerferien erst nach 
Beginn des Kindergarten- und des 
Hortjahres, dann ist ein hierdurch 
verzögerter Besuch eines Kindes in 
einer Tageseinrichtung zulässig. 
Seite 3 von 10 1. 2. 3.  

(2) Die Erziehungsberechtigten sol-
len die Aufnahme ihres Kindes in 
eine Tageseinrichtung jeweils zum 
Beginn des Kindergartenjahres bean-
tragen, die hierfür vorgesehenen An-
meldezeiten wahren und die notwen-
dige Aufnahme von Kindern mit An-
spruch auf Förderung in Tagesein-
richtungen und in Kindertagespflege 
gemäß § 24 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch während des laufen-
den Kindergartenjahres rechtzeitig, in 
der Regel drei Monate vor dem ge-
wünschten Aufnahmetermin, bei der 
Senatorin für Kinder und Bildung be-
antragen. Die Senatorin für Kinder 
und Bildung informiert die Erzie-
hungsberechtigten hierüber.  

(3) Kinder mit Hauptwohnsitz in der 
Stadtgemeinde Bremen erhalten mit 
der Geburt von der Senatorin für Kin-
der und Bildung zur Steuerung der 
Aufnahme aller angemeldeten Kinder 
eine Kinder-Identifikationsnummer. 
Die Senatorin für Kinder und Bildung 
erhebt zum Zwecke der Vergabe der 
Kinder-Identifikationsnummer und zur 
Information der Eltern über ihren 
Rechtsanspruch gemäß § 24 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch 
von den anspruchsberechtigten Kin-
dern im Abstand von 14 Tagen bei 
der städtischen Meldebehörde fol-
gende personenbezogene Daten: 
Name, Vorname, Tag der Geburt, 
Geschlecht, Anschrift, Wohnform und 
Ortsteilkennziffer des Kindes sowie 
Namen, Vornamen und Geschlecht 
der gesetzlichen Vertreter.  

(4) Die Aufnahme eines Kindes muss 
elektronisch im Online-Zugangsportal 
oder schriftlich bei der Senatorin für 
Kinder und Bildung beantragt wer-
den. Der Aufnahmeantrag muss die 
Identifikationsnummer und alle Anga-
ben über das Kind und seine Familie 
enthalten, die für eine Entscheidung 
über die Aufnahme des Kindes, ins-
besondere für die Prüfung der Zu-
ständigkeit und der Rechtsansprü-
che, erforderlich sind. Näheres wird 
im Ablaufplan nach § 4 Absatz 1 be-
stimmt.  

(5) Die Entscheidung über den Auf-
nahmeantrag muss den Erziehungs-
berechtigten durch die Tageseinrich-
tung oder die Tagespflegeperson in 
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schriftlicher oder elektronischer Form 
mitgeteilt werden 

§ 4 Aufnahmeverfahren (Titel unverändert)  

(1) Die Senatorin für Kinder und Bil-
dung erstellt zu Beginn des Kinder-
garten- und des Hortjahres in Abstim-
mung mit den Trägern einen Ablauf-
plan zur Steuerung des Verfahrens 
der Aufnahme von Kindern in Ange-
botsformen nach § 2, der dem fol-
gendem Zeitrahmen folgt: Mit Beginn 
des Januars des Aufnahmejahres 
werden elektronisch im Online-Zu-
gangsportal oder schriftlich bei der 
Senatorin für Kinder und Bildung die 
Aufnahmeanträge für das nachfol-
gende Kindergartenjahr entgegenge-
nommen. Beginnend im März werden 
den Erziehungsberechtigten die Ent-
scheidungen über den Aufnahmean-
trag nach § 3 Absatz 5 bekannt ge-
geben. Im Juni soll das Gesamtver-
fahren der koordinierten Aufnahme 
von Kindern abgeschlossen werden. 

(2) Die Träger haben im Sinne des § 
8 Absatz 4 Nummer 2 des Bremi-
schen Tageseinrichtungs- und Kin-
dertagespflegegesetzes dafür Sorge 
zu tragen, dass der Senatorin für Kin-
der und Bildung die für die Steuerung 
der Aufnahme von Kindern sowie für 
die Planung der Angebote in den Ta-
geseinrichtungen und in der Kinder-
tagespflege erforderlichen Daten 
rechtzeitig zur Verfügung gestellt 
werden. Näheres hierzu wird in dem 
Ablaufplan nach Absatz 1 bestimmt. 

 

 

 

 

[…]der dem folgenden Zeitrahmen 

folgt. 

Beseitigung Rechtschreibfehler. 

Absatz 3: 

Näheres zum Aufnahmeverfahren 
kann die Senatorin für Kinder und Bil-
dung in einem mit den Trägern abzu-
stimmenden Handlungsleitfaden re-
geln. 

Absatz 3: Wird gestrichen.  

 

Hinweis auf Handlungsleitfaden wird 
in § 5 Abs. 5 Satz 3 verschoben. Zur 
inhaltlichen Abgrenzung zum Ablauf-
plan soll die Formulierung „zum Auf-
nahmeverfahren“ durch „zur Anwen-
dung der Auswahlkriterien“ ersetzt 
werden. 

§ 5 Rechtsanspruch, Aufnahme 
von Kindern 

(Titel unverändert)  
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(1) Ein Kind, das das erste Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat, ist in ei-
ner Tageseinrichtung oder in einer 
Kindestagespflege zu fördern, wenn  

1. das Amt für Soziale Dienste bestä-
tigt, dass diese Leistung für die Ent-
wicklung des Kindes zu einer eigen-
verantwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeit geboten ist,  

2. die Erziehungsberechtigten einer 
Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Er-
werbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit 
suchend sind,  

3. die Erziehungsberechtigten sich in 
einer beruflichen Bildungsmaß-
nahme, in der Schulausbildung oder 
in Hochschulausbildung befinden, o-
der  

4. die Erziehungsberechtigten Leis-
tungen zur Eingliederung in Arbeit im 
Sinne des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch erhalten. 

 
 

 

 

Absatz 1 Satz 2:  

Lebt das Kind mit nur einer oder ei-
nem Erziehungsberechtigten zusam-
men, so tritt diese Person an die 
Stelle der Erziehungsberechtigten.  

Absatz 1 Satz 2 streichen.  
Die sich sprachlich bislang nur auf 
Kinder U1 beziehende Regelung soll 
sich auf alle Angebotsarten bezie-
hen. Daher hier Streichung und Ver-
ortung in Absatz 4 als neuen Satz 3.  

Absatz 1 Satz 3:  

Der Betreuungsumfang wird bedarfs-
gerecht festgelegt. 

Absatz 1 Satz 3 ergänzen: „entspre-

chend Absatz 4“ 
Der Satz soll um den Hinweis „ent-
sprechend Absatz 4“ ergänzt werden, 
um auch für die konkrete Bedarfsbe-
messung bei U1-Kindern die in Ab-
satz 4 weiter präzisierten Kriterien 
zugrunde zu legen. 

(2) Ein Kind, das das 1. Lebensjahr 
vollendet hat, hat einen Rechtsan-
spruch auf bis zu 30 Stunden wö-
chentliche Förderung in einer Tages-
einrichtung oder in Kindertages-
pflege.  

(3) Ein Kind, das spätestens am 31. 
Dezember des Kindergartenjahres 
das 3. Lebensjahr vollendet und nach 
§ 8 Absatz 3 in den Kindergarten auf-
genommen wird, hat einen Rechtsan-
spruch auf bis zu 6 Stunden tägliche 
Förderung in einer Tageseinrichtung. 
Nach § 24 Absatz 3 Satz 3 des Ach-
ten Buches Sozialgesetzbuch kann 
das Kind bei besonderem Bedarf o-
der ergänzend auch in Kindertages-
pflege gefördert werden. 
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(4) Geht der angemeldete Bedarf 
über die in den Absätzen 2 und 3 ge-
nannten Rechtsansprüche für die je-
weilige Angebotsart hinaus, ist der 
höhere Stundenumfang elektronisch 
im Online-Zugangsportal oder schrift-
lich bei der Senatorin für Kinder und 
Bildung jährlich neu zu beantragen. 
Gleiches gilt für die Inanspruch-
nahme von Früh- oder Spätdiensten. 
Der individuelle Bedarf ist insbeson-
dere nach folgenden Kriterien festzu-
stellen:  

1. das Amt für Soziale Dienste bestä-
tigt, dass die Leistung für die Ent-
wicklung des Kindes zu einer eigen-
verantwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeit im beantrag-
ten Umfang geboten ist, oder  

2. die Erziehungsberechtigten weisen 
nach, dass die tägliche oder wö-
chentliche Abwesenheit aufgrund von 
Erwerbstätigkeit, aufgrund der Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit, auf-
grund von Arbeitssuche, aufgrund ei-
ner beruflichen Bildungsmaßnahme, 
aufgrund von Schulausbildung oder 
Hochschulausbildung oder aufgrund 
von Leistungen zur Eingliederung in 
Arbeit über den Rechtsanspruch hin-
ausgehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
  

 Absatz 4 Satz 3 (neu): 

Lebt das Kind mit nur einer oder ei-
nem Erziehungsberechtigten zusam-
men, so tritt diese Person an die 
Stelle der Erziehungsberechtigten.  

(siehe zu Abs. 1 S. 2) 

Absatz 5: 

(5) Werden mehr Kinder angemeldet 
als Plätze vorhanden sind oder ein-
gerichtet werden können, sind die 
Auswahlkriterien des § 6 anzuwen-
den.  

Absatz 5 Satz 2 und 3 (neu):  

Dabei sind zunächst die Kinder mit 
den in den Absätzen 2 und 3 ge-
nannten Rechtsansprüchen zu be-
rücksichtigen. 

Für die Anwendung der Aufnahmekri-
terien entwickelt die Senatorin für 
Kinder und Bildung in Abstimmung 
mit den freien Trägern einen Hand-
lungsleitfaden. 

Der Absatz soll um einen zweiten 
Satz ergänzt werden, um die priori-
täre Erfüllung von Rechtsansprüchen 
von Kindern Ü1 gegenüber Kindern 
U1 klarzustellen. 

Der Absatz soll um einen dritten Satz 
ergänzt werden, um hier den Hinweis 
auf den Handlungsleitfaden (zuvor § 
4 Abs. 3) verorten. Zur besseren Ab-
grenzung zum Ablaufplan wird die 
Formulierung angepasst. 

(6) Schulkinder werden nach Maß-
gabe der verfügbaren Plätze und der 
Auswahlkriterien des § 6 aufgenom-
men, wenn in Wohnortnähe kein vor-
rangig zu nutzendes schulisches 
Ganztagsangebot verfügbar ist. 

 
 

https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/ortsgesetz-zur-aufnahme-von-kindern-in-tageseinrichtungen-und-in-kindertagespflege-der-stadtgemeinde-bremen-aufnahmeortsgesetz-bremaog-vom-28-januar-2014-161012?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-KiAufnBROGBR2014V2P6
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Absatz 7:  

Die Aufnahme eines Kindes in eine 
durch die Stadtgemeinde Bremen ge-
förderte Kindertageseinrichtung oder 
Kindertagespflegestelle darf nicht 
aus Gründen seiner Herkunft und 
seiner Nationalität sowie nicht aus 
konfessionellen, weltanschaulichen 
oder ethnischen Gründen verweigert 
werden. 

Absatz 7:  

Die Aufnahme eines Kindes in eine 
durch die Stadtgemeinde Bremen ge-
förderte Kindertageseinrichtung oder 
Kindertagespflegestelle darf nicht 
aus Gründen seiner Herkunft, seiner 
Nationalität, konfessionellen oder 
weltanschaulichen Überzeugung, aus 
ethnischen Gründen oder aufgrund 
seiner Behinderung verweigert wer-
den. 

Die bislang nicht genannte Behinde-
rung wird hier mit aufgenommen, die 
bereits in § 33 c SGB I sowie in Art. 3 
Abs. 3 Satz 2 GG genannt ist. 

 

 

 

 

 

 

 

§ 6 Auswahlkriterien (Titel unverändert) Absätze 1-4 neu strukturiert 
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Absatz 1:  

Sofern für die Entscheidung über die 
Aufnahme von Kindern in eine Ta-
geseinrichtung oder in Kindertages-
pflege nach § 5 eine Auswahl zu tref-
fen ist, gelten nachfolgende Kriterien:  

1. Die Tageseinrichtung oder die Kin-
dertagespflegestelle befindet sich in 
Wohnortnähe des Kindes oder in der 
Nähe des Arbeitsplatzes eines Erzie-
hungsberechtigten.  

2. Das Kind hat Geschwister, die 
diese Tageseinrichtung oder Kinder-
tagespflegestelle besuchen.  

3. Die Erziehungsberechtigten gehen 
einer Erwerbstätigkeit nach, nehmen 
diese auf, sind arbeitssuchend, befin-
den sich in einer beruflichen Bil-
dungsmaßnahme, in Schul- oder 
Hochschulausbildung oder erhalten 
Leistungen ur Eingliederung in Arbeit 
im Sinne des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch.  

4. Das Kind wird bis zum 30. Sep-
tember des Kindergartenjahres, für 
das die Anmeldung erfolgt, fünf Jahre 
als.  

5. Das Kind lebt nur mit einem oder 
einer Erziehungsberechtigten, der o-
der die die Voraussetzungen nach 
Nummer 3 erfüllt, zusammen.  

Absatz 2:  

Die Auswahlkriterien sind gleichran-
gig. Werden mehrere Kriterien von 
einem Kind erfüllt, ist dies bevorzugt 
vor einem Kind, das weniger Kriterien 
erfüllt, aufzunehmen. Erfüllen meh-
rere Kinder gleich viele Kriterien, ist 
über die Aufnahme nach pflichtgemä-
ßem Ermessen zu entscheiden. 

Absatz 3:  

Unabhängig von der Anzahl der er-
füllten Auswahlkriterien nach Absatz 
1 sind Kinder vorrangig aufzuneh-
men, für die das Amt für Soziale 
Dienste bestätigt, dass die Betreuung 
des Kindes im Sinne des § 24 Absatz 
1 Nummer 1 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch für seine Entwicklung 
zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit 
geboten ist. 

Absatz 1:  

Sofern für die Entscheidung über die 
Aufnahme von Kindern in eine Ta-
geseinrichtung oder in Kindertages-
pflege nach § 5 eine Auswahl zu tref-
fen ist, gelten nachfolgende Regelun-
gen:  

1. Zuerst werden Kinder aufgenom-
men, die mindestens eine der folgen-
den Voraussetzungen erfüllen:  

a. Das Amt für Soziale Dienste be-
stätigt, dass die Betreuung des Kin-
des im Sinne des § 24 Absatz 1 
Nummer 1 des Achten Buches Sozi-
algesetzbuch für seine Entwicklung 
zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit 
geboten ist. 

b. Das Kind hat einen festgestellten 
Sprachförderbedarf im Sinne des § 
36 Abs. 2 Bremisches Schulgesetz.  

2. Anschließend werden Kinder auf-
genommen die bis zum 30. Septem-
ber des Kindergartenjahres, für das 
die Anmeldung erfolgt, fünf Jahre alt 
werden.  

3. Im Übrigen richtet sich die Auf-
nahme nach folgenden gleichrangi-
gen Kriterien:  

a. Die Tageseinrichtung oder die Kin-
dertagespflegestelle befindet sich in 
Wohnortnähe des Kindes oder in der 
Nähe des Arbeitsplatzes eines Erzie-
hungsberechtigten.  

b. Das Kind hat Geschwister, die 
diese Tageseinrichtung oder Kinder-
tagespflegestelle besuchen.  

c. Die Erziehungsberechtigten gehen 
einer Erwerbstätigkeit nach, nehmen 
diese auf, sind arbeitssuchend, befin-
den sich in einer beruflichen Bil-
dungsmaßnahme, in Schul- oder 
Hochschulausbildung oder erhalten 
Leistungen zur Eingliederung in Ar-
beit im Sinne des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch.  

d. Das Kind lebt nur mit einem oder 
einer Erziehungsberechtigten zusam-
men, der oder die die Voraussetzun-
gen nach Nummer 3 erfüllt.  

e. Die Eltern begründen die Auswahl 
einer Tageseinrichtung mit der be-
sonderen fachlichen, weltanschauli-
chen oder religiösen Konzeption der 
Einrichtung. 

Die Priorisierungen werden ange-
passt und die Absätze 1-4 insgesamt 
neu strukturiert. Die Absätze 5-7 blei-
ben unverändert, werden jedoch neu 
nummeriert als Absätze 3-5.  

Die Aufnahme von Kindern soll sich 
in drei Stufen vollziehen:  

Auf erster Stufe sollen weiterhin Kin-
der mit sog. AfSD-Bescheinigung 
aufgenommen werden. Diese Stufe 
wird um die Gruppe der Vorschulkin-
der mit festgestelltem Sprachförder-
bedarf nach § 36 Abs. 2 Bremisches 
Schulgesetz ergänzt. Hintergrund ist, 
dass die Sprachförderung im Rah-
men eines regelmäßigen Kita-Be-
suchs besonders auch über die Mög-
lichkeit der alltagsintegrierten 
Sprachförderung besonders gute 
Rahmenbedingungen bietet. Auf-
grund der herausragenden Bedeu-
tung der Sprachkompetenz für einen 
guten Einstieg in die Schullaufbahn 
und für die Bildungsbiographie insge-
samt, soll die Aufnahme oberste Pri-
orität haben. So können im Jahr vor 
der Einschulung wichtige sprachliche 
Grundlagenkompetenzen erlernt wer-
den. Der bisherige Absatz 3 entfällt 
aufgrund der Neustrukturierung.  

Auf zweiter Stufe sollen alle Vor-
schulkinder aufgenommen werden. 
Bei der Definition wurden auch die 
sog. Kann-Kinder entsprechend § 53 
Abs. 2 Bremisches Schulgesetz be-
rücksichtigt. Auch für Kinder ohne 
festgestellten Sprachförderbedarf 
bietet die Möglichkeit mindestens für 
ein Jahr vor der Einschulung im Rah-
men eines Angebots der Kinderta-
gesbetreuung strukturierte Gruppen-
erfahrungen sammeln zu können, 
eine wichtige Grundlage, die für den 
Einstieg in die Schullaufbahn beson-
ders hilfreich ist. Daher sollen als auf 
Stufe 2 sämtliche Vorschulkinder be-
rücksichtigt werden.  

Auf dritter Stufe sollen die bisherigen 
weiteren Kriterien Anwendung finden. 
Da die Vorschulkinder bereits auf 
zweiter Stufe berücksichtigt sind, ist 
das entsprechende Kriterium auf drit-
ter Stufe zu streichen.  
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 Absatz 2:  

Werden nach Absatz 1 Nr. 1 von ei-
nem Kind beide Voraussetzungen er-
füllt, ist dies vorrangig gegenüber ei-
nem Kind aufzunehmen, welches nur 
eine Voraussetzung erfüllt.  

Werden mehrere Kriterien nach 
Nummer 3 von einem Kind erfüllt, ist 
dies bevorzugt vor einem Kind aufzu-
nehmen, welches weniger Kriterien 
erfüllt. Erfüllen mehrere Kinder gleich 
viele Kriterien oder sind sonst nach 
Abs. 1 Nr. 1 oder 2 gleichrangig auf-
zunehmen, ist über die Aufnahme 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
entscheiden. 

Für alle Stufen wird klargestellt, dass 
bei Gleichrangigkeit innerhalb einer 
Stufe die Entscheidung nach pflicht-
gemäßem Ermessen zu treffen ist. 
Für Stufe 1 wird zusätzlich geregelt, 
dass bei Erfüllung beider Vorausset-
zungen (AfSD-Bescheinigung UND 
Sprachförderbedarf) diese Kinder vor 
Kindern aufgenommen werden sol-
len, die nur eine der beiden Voraus-
setzungen auf Stufe 1 erfüllt. 

Zur Anwendung der Kriterien bzw. 
Vorrangregelungen sowie zum 
pflichtgemäßen Ermessen gibt der 
Handlungsleitfaden nach §5 Abs.5 
S.3 (neu) eine Hilfestellung und Ori-
entierung. 

Absatz 4:  

Begründen die Eltern die Auswahl ei-
ner Tageseinrichtung mit der beson-
deren fachlichen, weltanschaulichen 
oder religiösen Konzeption der Ein-
richtung, so ist dies ein gleichrangi-
ges Auswahlkriterium neben den in 
Absatz 1 genannten Kriterien. 

Absatz 3 entfällt 

Absatz 4 wird gestrichen. 

 

Das bisher in einem separaten Ab-
satz gefasste Kriterium der Einrich-
tungskonzeption wird in die Kriterien 
auf dritter Stufe integriert. Der bishe-
rige Absatz 4 entfällt daher. 
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(5) Für die Aufnahme von Schulkin-
dern gelten abweichend von Absatz 
1 bis 4 folgende Kriterien:  

1. Vorrangig aufzunehmen sind Kin-
der, für die das Amt für Soziale 
Dienste bestätigt, dass die Betreuung 
des Kindes im Sinne des § 24 Absatz 
1 Nummer 1 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch für seine Entwicklung 
zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit 
geboten ist.  

2. Im Übrigen haben Kinder Vorrang, 
wenn deren Erziehungsberechtigte 
einer Erwerbstätigkeit nachgehen, 
diese aufnehmen, arbeitssuchend 
sind, sich in einer beruflichen Bil-
dungsmaßnahme, in Schul- oder 
Hochschulausbildung befinden oder 
Leistungen zur Eingliederung in Ar-
beit im Sinne des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch erhalten. Von die-
sen Kindern sollen zunächst diejeni-
gen aufgenommen werden, die eine 
in der Nähe liegende Schule besu-
chen.  

3. Handelt es sich aufgrund der kon-
zeptionellen Ausrichtung um ein An-
gebot mit stadtweitem Einzugsbe-
reich, kann mit Zustimmung der Se-
natorin für Kinder und Bildung auf 
den Vorrang der Schulnähe nach 
Nummer 2 Satz 2 verzichtet werden.  

4. Soweit nach Anwendung der Vor-
rangregelungen nach Nummer 1 und 
2, gegebenenfalls unter Berücksichti-
gung einer Ausnahme nach Nummer 
3, wegen Gleichrangigkeit noch eine 
Auswahlentscheidung zu treffen ist, 
sind unter den gleichrangingen Kin-
dern jüngere vor den älteren aufzu-
nehmen. 

(Unveränderter Absatz 5 wird Ab-
satz 3.) 

 

 

 

 

Absatz 6: 

Die Aufnahme von Kindern in Tages-
einrichtungen von gemeinnützigen 
Elternvereinen darf auch nach Prü-
fung der Auswahlkriterien nach Ab-
satz 1 und 4 oder Absatz 5 davon ab-
hängig gemacht werden, ob die je-
weiligen Erziehungsberechtigten be-
reit und in der Lage sind, den Eltern-
verein mitzutragen. Dies erfolgt in der 
Regel auf der Basis einer Mitglied-
schaft und durch das aktive Eintreten 
für die satzungsgemäßen Ziele des 
Vereines. 

Absatz 4: 

Die Aufnahme von Kindern in Tages-
einrichtungen von gemeinnützigen 
Elternvereinen darf auch nach Prü-
fung der Auswahlkriterien nach Ab-
satz 1 oder Absatz 3 davon abhängig 
gemacht werden, ob die jeweiligen 
Erziehungsberechtigten bereit und in 
der Lage sind, den Elternverein mit-
zutragen. Dies erfolgt in der Regel 
auf der Basis einer Mitgliedschaft 
und durch das aktive Eintreten für die 
satzungsgemäßen Ziele des Verei-
nes. 

Redaktionelle Anpassung aufgrund 
der Neunummerierung der vorherge-
henden Absätze. 

(7) Für betriebsnahe Angebote der 
Kindertagesbetreuung kann mit Zu-
stimmung der Senatorin für Kinder 
und Bildung eine abweichende Auf-
nahme zugelassen werden, wenn die 
Finanzierung des Angebots im zuvor 
definierten Platzumfang zu einem er-
heblichen Teil aus Eigenmitteln des 
kooperierenden Unternehmens er-
folgt 

(Unveränderter Absatz 7 wird Ab-
satz 5.) 

 



 

- 10 - 

§7 Gesundheitsschutz (Titel unverändert)  

Absatz 1: 

Die Tageseinrichtungen und der Trä-
ger „PiB - Pflegekinder in Bremen 
gGmbH“ sind verpflichtet, zeitgleich 
mit der schriftlichen Zusage der Auf-
nahme eines Kindes den Erziehungs-
berechtigten die vom zuständigen 
Landesjugendamt und vom Gesund-
heitsamt herausgegebenen Informati-
onen zum Impfschutz und zum Infek-
tionsschutz in Gemeinschaftseinrich-
tungen für Kinder zuzusenden. 

Absatz 1:  

Die Senatorin für Kinder und Bildung 
versendet zeitgleich mit der schriftli-
chen Zusage der Aufnahme eines 
Kindes den Erziehungsberechtigten 
die vom zuständigen Landesjugend-
amt und vom Gesundheitsamt her-
ausgegebenen Informationen zum 
Impfschutz und zum Infektionsschutz 
in Gemeinschaftseinrichtungen nach 
§ 33 des Infektionsschutzgesetzes. 
Die hierin beschriebenen Verbote 
des Besuches von Gemeinschafts-
einrichtungen für Kinder sind zu be-
achten. 

Zur Klarstellung soll in den neu gebil-
deten Absätzen 1 und 2 informato-
risch die sich bereits aus Bundes-
recht ergebende Verpflichtung zum 
Masernimpfschutz und zum Impfbe-
ratungsnachweis vor der Aufnahme 
in eine Tageseinrichtung oder Kin-
dertagespflegestelle benannt wer-
den. 

 

Absatz 2: 

Die Erziehungsberechtigten sind ver-
pflichtet, die Tageseinrichtung oder 
die Kindertagespflegestelle über 
ernsthafte ansteckende Erkrankun-
gen ihres Kindes zu informieren, ins-
besondere wenn dies im Einzelfall 
kinderärztlich empfohlen wird. Dies 
gilt sowohl bei der Erstaufnahme als 
auch während des laufenden Betrie-
bes. 

Absatz 2: 

Die Erziehungsberechtigten sind ver-
pflichtet, vor der Aufnahme ihres Kin-
des in die Tageseinrichtung oder Kin-
dertagespflegestelle einen Nachweis 
über einen Masernimpfschutz im 
Sinne des § 20 Absatz 9 des Infekti-
onsschutzgesetzes zu erbringen, 
darüber hinaus vor der Aufnahme in 
eine Tageseinrichtung einen Nach-
weis über eine erfolgte ärztliche Impf-
schutzberatung im Sinne des § 34 
Absatz 10a des Infektionsschutzge-
setzes. 2Die Erziehungsberechtigten 
sind ferner verpflichtet, die Tagesein-
richtung oder die Kindertagespflege-
stelle bei der Erstaufnahme über 
ernsthafte, ansteckende Erkrankun-
gen ihres Kindes zu informieren, ins-
besondere, wenn dies im Einzelfall 
kinderärztlich empfohlen wird. 

Es wird zudem berücksichtigt, dass 
sich die sich aus § 7 Abs.6 und §11 
Abs.2 BremKTG ergebende Rege-
lungskompetenz nicht auf z.B. Eltern-
pflichten während des laufenden Be-
triebes erstrecken kann (Abs.2 S.2).. 

Absatz 3: 

Die in den Informationen zum Impf-
schutz und zum Infektionsschutz be-
schriebenen Verbote des Besuches 
von Gemeinschaftseinrichtungen für 
Kinder sind zu beachten. 

Wird Absatz1 Satz 2.  

Absatz 4: 

Die Erziehungsberechtigten haben 
der Tageseinrichtung oder dem Trä-
ger „PiB - Pflegekinder in Bremen 
gGmbH“ vor der Aufnahme solche 
Gesundheitsstörungen oder Beein-
trächtigungen ihres Kindes mitzutei-
len, die eine Berücksichtigung bei der 
Zubereitung der Mahlzeiten oder bei 
gezielten Gruppenaktivitäten notwen-
dig machen oder Maßnahmen wie 
zum Beispiel Medikamentengabe er-
fordern. 

Wird zu Absatz 3.  

§ 8 Aufnahmealter und Verweil-
dauer 
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(1) In Krippen und in Kindertages-
pflege können Kinder je nach Be-
triebserlaubnis frühestens von der 
Vollendung ihrer 8. Lebenswoche an 
aufgenommen werden. Nach § 4 Ab-
satz 1 des Bremischen Tageseinrich-
tungs- und Kindertagespflegegeset-
zes können Kinder in Kleinkindgrup-
pen frühestens von der Vollendung 
ihres 12. Lebensmonates an sowie in 
Kindergartengruppen mit erweiterter 
Altersmischung frühestens von der 
Vollendung ihres 18. Lebensmonats 
an aufgenommen werden.  

(2) In Krippen und Kleinkindgruppen 
soll eine Erstaufnahme zum Beginn 
des Kindergartenjahres nicht mehr 
erfolgen, wenn ein Kind bereits 31 
Monate alt ist. 

(3) Kinder, die spätestens am 31. De-
zember eines Kindergartenjahres das 
3. Lebensjahr vollenden, sollen je-
weils zum Beginn des Kindergarten-
jahres in Kindergärten aufgenommen 
werden. Für Ausnahmeentscheidun-
gen durch die Senatorin für Kinder 
und Bildung regelt diese Näheres 
durch Verwaltungsvorschriften.  

(4) Die Aufnahme von Schulkindern 
muss jährlich neu beantragt werden. 
Gleiches gilt für die Teilnahme am 
gruppenübergreifenden Spätdienst 
einer mehrgruppigen Tageseinrich-
tung. Die Förderzeit in einer Tages-
einrichtung kann auf das Ende des 
Schuljahres begrenzt werden, in dem 
das Kind das 9. Lebensjahr vollen-
det, wenn nur so die Bedarfe ange-
meldeter jüngerer Schulkinder ange-
messen berücksichtigt werden kön-
nen.  

(5) Die Erziehungsberechtigten sol-
len für eine weitere Förderung in der 
Tageseinrichtung oder Kindertages-
pflegestelle im nachfolgenden Kin-
dergartenjahr rechtzeitig die erforder-
lichen Angaben elektronisch im On-
line-Zugangsportal oder schriftlich 
gegenüber der Senatorin für Kinder 
und Bildung machen. 

  

§ 9 Öffnungs- und Betreuungszei-
ten 

(Titel unverändert)  

(1) Tageseinrichtungen haben mon-
tags bis freitags geöffnet, soweit es 
sich um Werktage handelt. Ein Kind 
soll nicht mehr als 10 Stunden täglich 
oder 50 Stunden wöchentlich in einer 
Tageseinrichtung betreut werden. 
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Absatz 2 Satz 1: 

Tageseinrichtungen können während 
der Schulferien bis zu 20 Tage im 
Jahr schließen.  

Absatz 2 Satz 1:  

Tageseinrichtungen können während 
der Schulferien bis zu 20 Tage im 
Jahr schließen sowie weitere 2 Tage 
zum Zweck der Qualitätsentwicklung 
und -sicherung . 

Bisher sind maximal 20 Schließtage 
vorgesehen, die in den Schulferien 
liegen müssen. Für Qualitätsentwick-
lung und -sicherung, Teamtage etc. 
wird auch bislang bereits eine Schlie-
ßung von zwei weiteren Tagen je 
Kindergartenjahr zugelassen. Dies 
soll nun auch explizit in der ortsge-
setzlichen Regelung abgebildet wer-
den.  

Absatz 2 Satz 2 

Die Schließzeiten sind von den Ta-
geseinrichtungen so abzustimmen, 
dass innerhalb eines Stadtteils min-
destens eine Tageseinrichtung geöff-
net hat. Kinder, die während der 
Schließzeit ihrer Tageseinrichtung 
nicht anderweitig gefördert werden 
können, sind in benachbarte Tages-
einrichtungen zu vermitteln. 

unverändert  

(3) In den Schulferien erfolgt außer-
halb der Schließzeiten eine bedarfs-
gerechte, bis zu acht Stunden tägli-
che Betreuung für Grundschulkinder. 

(4) In Tageseinrichtungen für Schul-
kinder beträgt die wöchentliche Be-
treuungszeit mindestens 15 Stunden 
im Durchschnitt eines Jahres.  

(5) Der Betreuungsumfang in der 
Kindertagespflege hat sich an den 
landesrechtlichen Bestimmungen zu 
orientieren. 

  

§ 10 Aufnahme von Kindern aus 
anderen Städten und Gemeinden 

(Titel unverändert)  

Freie Plätze in Tageseinrichtungen o-
der in Kindertagespflege, die nicht 
mit Kindern mit Hauptwohnsitz in der 
Stadtgemeinde Bremen belegt wer-
den können, können unter Verzicht 
auf die jeweiligen Geldleistungen 
nach § 23 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch oder Zuwendungen der 
Stadtgemeinde Bremen an Kinder 
vergeben werden, die ihren Haupt-
wohnsitz nicht in der Stadtgemeinde 
Bremen haben. 

Freie Plätze in Tageseinrichtungen o-
der in Kindertagespflege, die nicht 
mit Kindern mit gewöhnlichem Auf-
enthalt in der Stadtgemeinde Bremen 
belegt werden können, können unter 
Verzicht auf die jeweiligen Geldleis-
tungen nach § 23 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch oder Zuwendun-
gen der Stadtgemeinde Bremen an 
Kinder vergeben werden, die ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt nicht in der 
Stadtgemeinde Bremen haben. 

Sprachliche Anpassung an Bundes-
recht (§ 86 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII). 
„Gewöhnlicher Aufenthalt“ statt bis-
her „Hauptwohnsitz“.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 11 Ausnahmeregelungen § 11 Modellvorhaben  
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Mit Zustimmung der Senatorin für 
Kinder und Bildung sind zeitlich be-
fristete Ausnahmen von den Rege-
lungen dieses Ortsgesetzes für einen 
besonders bezeichneten Zweck mög-
lich, sofern bundes- und landesrecht-
liche Regelungen dem nicht entge-
genstehen. 

Die Senatorin für Kinder und Bildung 
kann im Rahmen eines Modellversu-
ches nach § 16 des Bremischen Ta-
geseinrichtungs- und Kindertages-
pflegegesetzes zur Erprobung von 
angemesseneren Aufnahme- und 
Betreuungszeitenmodellen für be-
stimmte Tageseinrichtungen im Ein-
zelnen festgelegte und zeitlich befris-
tete Ausnahmen zu den §§ 3 bis 6 
und 8 bis 9 in Abstimmung mit dem 
Träger und dem Elternbeirat dieser 
Tageseinrichtung zulassen. 

Die bisherige Fassung soll präzisiert 
werden. Modellvorhaben sollen wei-
ter zulässig sein. Dabei können diese 
als gesamte Einrichtung oder auch 
nur in Teilen, d. h. als z. B. abgrenz-
bares Angebot innerhalb einer Ta-
geseinrichtung geplant werden. Eine 
Abstimmung mit den Elternvertretun-
gen ist nur möglich, sofern eine El-
ternvertretung bereits besteht, was 
bei neuen Einrichtungen vor Be-
triebsaufnahme regelmäßig nicht der 
Fall ist.  

§ 12 Beendigung des Betreuungs-
verhältnisses 

Wird gestrichen.  

Ein Träger kann das Betreuungsver-
hältnis aus wichtigem Grund been-
den, insbesondere wenn die Erzie-
hungsberechtigten der Verpflichtung 
zur Zahlung des Beitrages trotz 
mehrfacher Mahnung nicht nachkom-
men. 

Wird gestrichen. 
Die Regelung ist schon aufgrund der 
bestehenden Beitragsfreiheit für Kin-
der Ü3 weitgehend ohne praktische 
Relevanz. Aufgrund der entweder pri-
vatrechtlichen oder öffentlich-rechtli-
chen Natur des Betreuungsverhält-
nisses und den jeweils geltenden Re-
gelungskreisen ist eine Regelung an 
dieser Stelle ebenfalls nicht ange-
zeigt. Darüber hinaus fehlt es an ei-
ner Regelungskompetenz. Eine sol-
che ergibt sich gerade nicht aus § 7 
Abs. 6 und § 11 Absatz 2 BremKTG. 
Die Streichung wurde 2022 auch in 
der Stadtgemeinde Bremerhaven 
vorgenommen, wo bisher eine gleich-
lautende Regelung bestand. 

§ 13 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten  

 

Dieses Ortsgesetz tritt mit Wirkung 
vom 1. Januar 2014 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt das Aufnahme- und Betreu-
ungszeitenortsgesetz vom 4. Dezem-
ber 2001 (Brem.GBl. S. 377 - 2160-
d-1), das zuletzt durch Artikel 1 Ab-
satz 7 des Ortsgesetzes vom 25. Mai 
2010 (Brem.GBl. S. 365) geändert 
worden ist, außer Kraft. 

unverändert 
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